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Kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag

für gewerbliche Arbeitnehmer

Vorbemerkung

•
Gesetzliche Voraussetzungen

Das am 1. Januar 2001 in Kraft getretene Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge ermöglichte den kalendermäßig befristeten Abschluss eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes nur dann, wenn der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber zuvor weder befristet noch unbefristet beschäftigt gewesen ist, sog. Neueinstellung (§ 1 Nr. 1). 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 06. Juni 2018 – 1 BvL 7/14; 1 BvR 1375/14 – darauf hingewiesen, dass der Abschluss eines befristeten Vertrages nach § 14 Abs. 2 TzBfG grundsätzlich nur noch dann wirksam möglich ist, wenn mit demselben Arbeitgeber nicht bereits zuvor ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. Das Bundesverfassungsgericht weist jedoch auch darauf hin, dass der Anwendungsbereich des Ersteinstellungsgebots in solchen Fällen eingeschränkt ist, bei denen eine Gefahr der Kettenbefristung in Ausnutzung der strukturellen Unterlegenheit der Beschäftigten nicht besteht und das Verbot der sachgrundlosen Befristung nicht erforderlich ist. Derartige Fälle seien möglich, wenn eine Vorbeschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders geartet war oder von sehr kurzer Dauer gewesen ist. Maßgebend sei der sachliche und zeitliche Zusammenhang beider Arbeitsverhältnisse. In diesem Zusammenhang verweist das Gericht auf die folgenden Fallgruppen, in denen trotz einer vorherigen Beschäftigung eine Befristung nach § 14 Abs. 2 TzBfG möglich sein kann: bei einer vorherigen geringfügigen Nebenbeschäftigung während Schul- und Studium- oder Familienzeit, bei Werkstudierenden und studentischen Mitarbeitern im Rahmen ihrer Berufsqualifikation sowie bei erzwungenen oder freiwilligen Unterbrechung der Erwerbsbiographie, die mit einer beruflichen Neuorientierung oder einer Aus- und Weiterbildung einhergeht. Diese Fallgruppen können jedoch nur in Ausnahmefälle eingreifen. Kommt eine dieser Fallgruppen im Einzelfall in Betracht, sollte Rücksprache mit Ihrem Verband genommen werden. 
•
Zwingende Schriftform

Der Abschluss eines solchen befristeten Arbeitsvertrages bedarf zu seiner Wirksamkeit der Schriftform. Der befristete Arbeitsvertrag muss vor Arbeitsaufnahme abgeschlossen werden.
•
Besonders wichtige Vertragsklauseln

Insbesondere sollte der Vertrag eine Klausel enthalten, die es ermöglicht, dem Arbeitnehmer auch andere zumutbare Aufgaben zu übertragen (§ 2 Nr. 3). Darüber hinaus empfehlen sich Angaben über die Höhe und die Zusammensetzung des vereinbarten Entgelts (§ 3). 

•
Dauer der Befristung (§ 1)
Gemäß § 14 Abs. 2 Teilzeitbefristungsgesetz (TzBfG) ist die kalendermäßige Befristung bis zu einer Gesamtdauer von zwei Jahren zulässig. Während dieser zwei Jahre kann der Vertrag höchstens dreimal verlängert werden. 

•
Kündigung (§ 1 Nrn. 2 - 4)

Da der befristete Arbeitsvertrag automatisch durch Zeitablauf endet, ist eine Kündigung nicht notwendig (§ 1 Nr. 2). Eine vorzeitige Kündigungsmöglichkeit sollte aber vereinbart werden (§ 1 Nr. 3), da anderenfalls eine fristgemäße Kündigung vor Ablauf der Befristung ausgeschlossen wäre. Eine fristlose Kündigung bleibt auch ohne gesonderte Vereinbarung möglich.

•   Widerrufsvorbehalt für übertarifliche Zulagen (§ 3 Nr. 1)
Die Vereinbarung eines Widerrufsvorbehalts in einem Formulararbeitsvertrag ist nur unter folgenden Voraussetzungen wirksam:

(
Dem Arbeitnehmer muss nach dem Widerruf die tarifliche oder mindestens die übliche Vergütung verbleiben.

(
Der Widerruf umfasst höchstens 25 % der Gesamtvergütung.

(
Der Widerruf darf nicht ohne Grund erfolgen. Die vertragliche Klausel muss die Art der Widerrufsgründe vielmehr benennen. Denn es ist für den Arbeitnehmer von Bedeutung die Gründe zu kennen, aus denen eine zusätzliche Leistung widerrufen werden kann. Nur dann kann der Arbeitnehmer erkennen, was ggf. „auf ihn zukommt“. 

(
Der Grund ist bei Erklärung des Widerrufs zu nennen.

Wir haben unter § 3 Nr. 1 im Mustervertrag eine entsprechende Klausel aufgenommen. Sollten Sie Ihren Arbeitnehmern übertarifliche Zulagen gewähren, die Sie ggf. widerrufen möchten, sollten Sie sich zunächst noch einmal an Ihren Landesverband wenden, damit ggf. weitere Widerrufsgründe aufgenommen werden können.

(
Kurzarbeit (§ 6)
Der Arbeitgeber ist grundsätzlich nicht zur einseitigen Einführung von Kurzarbeit berechtigt. Vielmehr bedarf es hierzu einer besonderen rechtlichen Grundlage.

In Betrieben mit Betriebsrat unterliegt die vorübergehende Verkürzung der betriebsüblichen Arbeitszeit grundsätzlich der zwingenden gesetzlichen Mitbestimmung des Betriebsrats (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG). Das bedeutet, dass sich Arbeitgeber und Betriebsrat über den Zeitpunkt der Einführung und den Umfang der Kurzarbeit einigen und hierüber eine Betriebsvereinbarung abschließen müssen. Die vorliegende arbeitsvertragliche Klausel ist in Betrieben mit Betriebsrat somit nicht ausreichend, sondern kann lediglich in Betrieben ohne Betriebsrat genutzt werden.  

Aufgrund der Einschlägigkeit des Rechts der allgemeinen Geschäftsbedingungen (insbesondere § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB) und den jüngeren Tendenzen in der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts sollte eine ausreichende Vorankündigungsfrist vorgesehen werden. Rechtssicher dürfte eine Frist von zwei Wochen sein. Im Einzelfall kann aufgrund der Besonderheiten des Baugewerbes eine kürzere Frist sinnvoll sein.

Bei gewerblichen Arbeitnehmern:

Die vorliegende arbeitsvertragliche Klausel ist nur dort einschlägig, wo nicht bereits § 4 Nr. 6.4 BRTV greift. Fällt die Arbeit in der gesetzlichen Schlechtwetterzeit (1. Dezember bis 31. März) aus zwingenden Witterungsgründen oder aus wirtschaftlichen Gründen aus, so entscheidet der Arbeitgeber gemäß § 4 Nr. 6.4 BRTV über die Fortsetzung, Einstellung oder Wiederaufnahme der Arbeit allein. Durch diese tarifliche Regelung hat der Arbeitgeber hinsichtlich der gewerblichen Arbeitnehmer des Betriebes ein Anordnungsrecht für die Einführung von Saison-Kurzarbeit im Betrieb. Die tarifliche Regelung ist auch außerhalb der Schlechtwetterzeit im Falle des Arbeitsausfalls aus zwingenden Witterungsgründen einschlägig.

· Mitführungs- und Vorlagepflicht von Ausweispapieren (§ 8)
Pflichten des Betriebsinhabers, Arbeitnehmers und Auszubildenden
Jede im Baugewerbe tätige Person ist seit dem 1. Januar 2009 verpflichtet, während der Beschäftigung einen Personalausweis, Pass, Passersatz oder Ausweisersatz

· mitzuführen und

· den Behörden der Zollverwaltung bei einer Kontrolle auf Verlangen vorzulegen
(§ 2a Abs. 1 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz - SchwArbG). Die Verpflichtung gilt nicht nur für gewerbliche Arbeitnehmer, sondern auch für Betriebsinhaber, Angestellte, Poliere, Auszubildende, geringfügig Beschäftigte und Praktikanten. Auch spielt es keine Rolle, ob die Personen stationär (z. B. im Bauhof, in der Betriebswerkstatt, im Büro) oder an ständig wechselnden Arbeitsstätten (Baustellen) beschäftigt werden. Sinn und Zweck dieser umfassenden Verpflichtung ist die bessere Möglichkeit der Identitätsfeststellung aller bei einer Prüfung im Baugewerbe angetroffenen Personen. Ein Verstoß gegen die Mitführungspflicht kann mit einem Bußgeld von bis zu 5.000,00 Euro belegt werden (§ 8 Absatz 2 Nr. 1 in Verbindung mit Absatz 3 SchwArbG). Die früher bestehende Mitführungspflicht des Sozialversicherungsausweises (§ 18 h Absatz 6 SGB IV) ist mit Ablauf des 31. Dezember 2008 entfallen.

Pflichten des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber muss seit dem 1. Januar 2009

· seine Arbeitnehmer und Auszubildenden nachweislich und schriftlich auf die Mitführungs- und Vorlagepflicht hinweisen,

· diesen Hinweis während des gesamten Bestehens eines Beschäftigungsverhältnisses in den Lohnunterlagen aufbewahren und

· der Finanzkontrolle Schwarzarbeit auf Verlangen vorlegen

(§ 2 a Absatz 2 SchwarzArbG). Ein Verstoß gegen die dem Arbeitgeber obliegenden Pflichten kann mit einem Bußgeld von bis zu 1.000,00 Euro belegt werden (§ 8 Absatz 2 Nr. 2 in Verbindung mit Absatz 3 SchwArbG).
•
Verweis auf Tarifverträge (§ 11) 

Sonstige Angaben über Arbeitszeit, Urlaub, Erschwerniszuschläge etc. sind in dem für allgemeinverbindlich erklärten Bundesrahmentarifvertrag für das Baugewerbe geregelt. Auch für die Anforderungen des Nachweisgesetzes genügt ein vertraglicher Verweis auf die anwendbaren Tarifverträge.

Kalendermäßig befristeter Arbeitsvertrag

für gewerbliche Arbeitnehmer

Zwischen der Firma


(Name und Anschrift)

als Arbeitgeber

und

Herrn/Frau






 geb. am









(Anschrift)

als Arbeitnehmer/in

wird folgender befristeter Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1

Beginn und Dauer des Arbeitsverhältnisses

1.
Der Arbeitnehmer wird ab............................................ befristet eingestellt. 


Er erklärt, dass er vor Beginn dieses Arbeitsverhältnisses bei demselben Arbeitgeber weder befristet noch unbefristet beschäftigt war.

2.
Das Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf des............................... (Datum), ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

Zur Vermeidung einer Sperrzeit beim Bezug von Arbeitslosengeld ist der Arbeitnehmer verpflichtet, sich drei Monate vor Ablauf des Vertragsverhältnisses persönlich beim Arbeitsamt arbeitsuchend zu melden. Sofern dieses Arbeitsverhältnis für eine kürzere Dauer als drei Monate befristet ist, besteht die Verpflichtung innerhalb von drei Tagen seit Abschluss des Vertrages. Weiterhin ist der Arbeitnehmer verpflichtet, aktiv nach einer Beschäftigung zu suchen. Abweichend hiervon besteht dann keine Meldepflicht, wenn das Arbeitsverhältnis lediglich für einen Zeitraum von nicht länger als sechs Wochen geschlossen ist.

3.
Vor dem vereinbarten Ende des Arbeitsverhältnisses kann das Arbeitsverhältnis beiderseits mit den tariflichen Kündigungsfristen gekündigt werden.

4.
Jede Kündigung des Arbeitsverhältnisses bedarf der Schriftform.

§ 2

Tätigkeit

1.
Der Arbeitnehmer wird als...............................................................................  eingestellt.

2.
Der Arbeitgeber geht aufgrund der Erklärungen des Arbeitnehmers davon aus, dass dieser die persönlichen Voraussetzungen für die Ausübung seiner Tätigkeit besitzt und ohne gesundheitliche Einschränkungen einsetzbar ist.

3.
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, bei Bedarf auch andere ihm zumutbare Arbeiten im Betrieb und auf der Baustelle zu übernehmen.

§ 3

Arbeitsentgelt

1.
Der Arbeitnehmer wird in die Lohngruppe....................... eingruppiert und erhält einen Stundenlohn, der sich wie folgt zusammensetzt:


Tariflohn der Lohngruppe



Euro..........................


+ Bauzuschlag





Euro..........................



Gesamttarifstundenlohn



Euro........................


+ übertarifliche Zulage




Euro..........................

vereinbarter Lohn




Euro........................

Die übertarifliche Zulage kann aus wirtschaftlichen Gründen oder aus Gründen, die im Verhalten des Arbeitsnehmers liegen, widerrufen werden. Der Grund ist bei dem Widerruf zu nennen.

Die Zulage kann bei Tariferhöhungen einschließlich rückwirkender Tariferhöhungen und Einmalzahlungen sowie bei Umgruppierungen angerechnet werden.

2.
Zur Deckung der durch Lohnabtretungen und Lohnpfändungen entstehenden Kosten kann der Arbeitgeber für die Bearbeitung 3 % des jeweils an den Gläubiger überwiesenen Betrages, mindestens aber 5,00 Euro für jeden Vorgang, bei der Lohnabrechnung einbehalten.

3.
Ist der Arbeitnehmer nur geringfügig Beschäftigter im Sinne von § 8 Abs. 1 SGB IV, sind pauschale Lohn- und Kirchensteuern von ihm zu tragen.

§ 4

Arbeitsvertragliche Pflichten

1.
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die ihm übertragenen Arbeiten sorgfältig und gewissenhaft auszuführen.

2.
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber jede andere Erwerbstätigkeit anzuzeigen. Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen, wenn sie die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers beinträchtigen könnte. Jede Konkurrenztätigkeit ist untersagt.

3.
Der Arbeitnehmer hat die für seinen Tätigkeitsbereich geltenden Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaften einzuhalten.

§ 5

Flexible Arbeitszeit

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, eine Vereinbarung über die betriebliche Arbeitszeitverteilung (Arbeitszeitflexibilisierung) für die jeweiligen betrieblichen Ausgleichszeiträume abzuschließen.

§ 6

Kurzarbeit

Kurzarbeit mit entsprechender Minderung des Arbeitsentgelts kann nach einer Ankündigungsfrist von ... Tagen/Wochen eingeführt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld nach §§ 95 ff. SGB III vorliegen. Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist die voraussichtliche Dauer der Kurzarbeit bekannt zu geben. § 4 Nr. 6.4 BRTV bleibt unberührt.

§ 7

Arbeitsverhinderung und Krankheit

Arbeitsverhinderung ist dem Arbeitgeber unverzüglich (grundsätzlich vor Arbeitsbeginn) unter Angabe der Gründe mitzuteilen. Im Falle einer Erkrankung hat der Arbeitnehmer vom ersten Tag der Erkrankung an, spätestens innerhalb von drei Tagen, eine ärztliche Bescheinigung nachzureichen, aus der die Arbeitsunfähigkeit sowie deren Beginn und voraussichtliche Dauer ersichtlich sind. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, dies dem Arbeitgeber erneut und unverzüglich anzuzeigen und eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen, auch wenn er keinen Anspruch mehr auf Entgeltfortzahlung hat.

§ 8
Mitführungs- und Vorlagepflicht von Ausweispapieren

1. Der Arbeitgeber weist den Arbeitnehmer darauf hin, dass der Arbeitnehmer aufgrund gesetzlicher Bestimmungen im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz verpflichtet ist, während der Arbeitszeit seinen Personalausweis, Pass oder einen entsprechenden Ausweis- oder Passersatz mitzuführen und den Behörden der Zollverwaltung auf Verlangen vorzulegen. Diese Verpflichtungen bestehen unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer auf dem Betriebsgelände (Werkstatt, Bauhof, Büro) oder auf Baustellen tätig ist.
2. Ein Verstoß gegen die Mitführungspflicht stellt eine Ordnungswidrigkeit des Arbeitnehmers dar und kann mit einem Bußgeld von bis zu 5.000,00 Euro belegt werden. Das Bußgeld wird nicht vom Arbeitgeber gezahlt.

§ 9
Vertragsstrafe

Nimmt der Arbeitnehmer die Arbeit nicht auf oder löst er das Arbeitsverhältnis ohne wichtigen Grund und ohne Einhaltung der Kündigungsfrist, so verpflichtet er sich, für jeden Arbeitstag der Kündigungsfrist, den er nicht einhält, eine Vertragsstrafe in Höhe eines Tagesverdienstes (brutto) an den Arbeitgeber zu zahlen, begrenzt auf einen Monatslohn. Darüber hinausgehende Schadensersatzansprüche bleiben unberührt.

§ 10

Verschwiegenheitspflicht

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, während der Dauer des Arbeitsverhältnisses und nach dessen Beendigung über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen seiner Tätigkeit bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses alle betrieblichen Unterlagen herauszugeben.

§ 11

Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen

Soweit sich aus diesem Vertrag nichts anderes ergibt, finden die für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträge für das Baugewerbe, insbesondere der Bundesrahmentarifvertrag (BRTV) und der Tarifvertrag zur Regelung der Mindestlöhne im Baugewerbe (TV Mindestlohn) in der jeweils geltenden Fassung



und sämtliche Betriebsvereinbarungen in ihrer jeweils geltenden Fassung Anwendung.

§ 12
Sonstige Vereinbarungen


§ 13
Vertragsänderungen

Änderungen oder Ergänzungen dieses Arbeitsvertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit sie nicht auf einer gesonderten Einzelabmachung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beruhen. Dies gilt auch für Änderungen dieses Schriftformerfordernisses. Dies bedeutet, dass keine Ansprüche aufgrund betrieblicher Übung entstehen können.

(Ort/Datum)


(Unterschrift des Arbeitgebers)




(Unterschrift des Arbeitnehmers)

Stand: Januar 2019
